
Diese Auskunft findet eine Ergänzung durch die 
weitere Auskunft der Deutschen Demokratischen Re­
publik, Ministerium des Innern, Hauptamt zum Schutze 
des Volkseigentums, vom 30. April 1952.

Diese Auskunft nimmt Bezug auf die unter Ziff. 2 
der Richtlinien Nr. 1 zum SMAD-Befehl Nr. 64 vom 
28. April 1948 (ZVOB1. S. 141) enthaltene Bestimmung 
folgenden Wortlauts:

„Die Enteignung erstreckt sich bei Enteignungen 
wirtschaftlicher Unternehmungen nicht nur auf 
das bilanzierte Vermögen, sondern überhaupt auf 
das den betrieblichen Zwecken dienende Vermögen 
einschließlich aller Rechte und Beteiligungen, so­
weit nicht die Beschlüsse der Landeskommissionen 
ausdrücklich, etwas anderes bestimmen.“

Das Hauptamt zum Schutze des Volkseigentums fol­
gert daraus, daß zu den enteigneten Rechten nach die­
ser Bestimmung sämtliche gewerbliche Schutzrechte, 
also auch Markenschutzrechte, gehören.

Zu dem gleichen Ergebnis kommt der 1. Strafsenat 
des Obersten Gerichts in seinem Urteil im sogenannten 
DCGG-Prozeß vom 29. April 1950 — 1 Zst (I) 1/50 — 
mit besonderem Hinweis auf die Instruktion zum Be­
fehl Nr. 124, in deren Punkt 1 als der Sequestration — 
und folglich auch der späteren Enteignung — unter­
liegend auch Rechte auf Industrieeigentum (Patente, 
W a r e n z e i c h e n ,  Fabrikmarken) ausdrücklich an­
geführt werden (vgl. OGSt. Bd. 1 S. 8 ff., insbesondere 
S. 15).

Der erkennende Senat trägt keine Bedenken, sich 
dieser Auffassung anzuschließen.

Was nun die Zugehörigkeit des hier in Rede stehen­
den Markenzeichens „Schwan“ zum Vermögen des ent­
eigneten Betriebes anlangt, so erledigt sich der hier­
über geführte Streit der Parteien schon dadurch, daß 
nach der ständigen Rechtsprechung des Obersten Ge­
richts die Auffassung der zuständigen Verwaltungsbe­
hörde — früher Ausschuß bzw. Hauptamt zum Schutze 
des Volkseigentums — für die Gerichte der Deutschen 
Demokratischen Republik bindend ist. da in der Kon- 
trollbefugnis, die durch Ziff. 7 der Richtlinien Nr. 1 
dem damaligen Ausschuß zum Schutze des Volkseigen­
tums übertragen worden ist, die alleinige Entschei­
dungsgewalt in allen Fragen, die mit diesen Maßnah­
men im Zusammenhang stehen, enthalten ist, so daß 
insoweit eine Nachprüfung im Rechtswege nicht erfol­
gen kann (vgl. OGZ Bd. 1 S. 50/51 und S. 190/191).

Die vom Kläger zu den Gerichtsakten überreichten 
Unterlagen — Verpackungsmaterial, Drucksachen aller 
Art, insbesondere Reklameschriften — ergeben eindeu­
tig, daß sich nicht nur der Kläger selbst ständig des 
Schwans als Wort- und Bildzeichen bedient hat, son­
dern daß dies auch von seiten der früheren Rechtsträger 
des enteigneten Betriebes in gleicher Weise geschehen 
ist. Der Auffassung der Verklagten, daß dies in Aus­
übung i h r e s  Warenzeichenrechts, also auf Grund 
einer Gebrauchsüberlassung, oder nach Analogie einer 
Zwangslizenz geschehen sei, ist nicht beizutreten. Der 
Kläger und seine Vorgänger haben sich vielmehr des 
genannten Warenzeichens kraft eigenen Rechts bedient.

Wenn nun der Vorderrichter demgegenüber auf die 
an sich unstreitige Tatsache hinweist, daß, beginnend 
mit dem Mai 1896, der Schwan (teils ohne, teils mit er­
gänzenden Zusätzen) als Wort- und Bildzeichen für die 
Verklagte auf Grund der jeweils geltenden Gesetze in 
der Zeichenrolle beim Reichspatentamt eingetragen 
worden ist, und daraus, daß diese Eintragungen unver­
ändert fortbestehen, die Folgerung zieht, daß die Ver­
klagte durch die Enteignung des in W. von ihr begrün­
deten Zweigbetriebes des Rechts zum Gebrauch des 
Warenzeichens nicht verlustig gegangen sei, so ist dem 
nicht beizutreten. Diese Auffassung führt zu dem Er­
gebnis, daß — wie auch der Vorderrichter meint — 
beide Parteien sich gleichberechtigt gegenüberstehen, 
so daß weder der eine noch der andere Berechtigte 
dem anderen Teil die Unterlassung des Gebrauchs des 
Zeichens auferlegen könnte.

Dieses Ergebnis enthält einen Widerspruch in sich 
selbst und kann daher nicht richtig sein. Der allein 
gangbare Weg zur Lösung der Streitfrage ist der des 
Zurückgehens auf die völkerrechtlichen Grundlagen der 
betrieblichen Enteignungen, die in der früheren sowje­
tischen Besatzungszone Deutschlands auf Grund des

SMAD-Befehls Nr. 124 und der später dazu erlassenen 
gesetzlichen Anordnungen bis zu den SMAD-Befehlen 
Nr. 64 und Nr. 76 durchgeführt worden sind. Gemein­
same Grundlage aller dieser gesetzlichen Bestimmun­
gen ist der Abschnitt III „Über Deutschland“ des Pots­
damer Abkommens der drei bzw. vier alliierten Groß­
mächte vom 2. August 1945. Wegen der Bedeutung 
dieser wichtigen völkerrechtlichen Urkunde für die 
Wiedererrichtung eines einheitlichen, demokratischen 
Deutschlands auf friedlicher Grundlage kann im allge­
meinen auf die Darlegungen in den Gründen des oben 
erwähnten Urteils des 1. Strafsenats des Obersten Ge­
richts vom 29. April 1950 — 1 Zst (I) 1/50 — Bezug ge­
nommen werden (OGSt Bd. 1 S. 8 ff.). Sie gehen aus 
von der unter Punkt Al — „Politische Grundsätze“ — 
in Bezug genommenen Übereinkunft der alliierten 
Mächte vom 8. Juni 1945 über den Kontrollmechanis- 
mus in Deutschland, wonach während der Zeit der Er­
füllung der Hauptforderungen aus der bedingungs­
losen Kapitulation Deutschlands die höchste Autorität 
in Deutschland durch die Oberbefehlshaber der alliier­
ten Mächte, d. h. den sowjetischen, britischen, amerika­
nischen und französischen Oberbefehlshaber, die zu­
sammen den Kontrollrat bilden, von jedem in seiner 
Zone und auch gemeinsam in allen Fragen, die Deutsch­
land als Ganzes betreffen, ausgeübt wurde.

Diese Feststellung bedeutet, daß der Oberste Zonen­
befehlshaber Repräsentant nicht seiner eigenen Regie­
rung, sondern der Regierungen der vier Vertrags­
mächte ist, der demnach für den Kontrollrat d e u t ­
s c h e  Gesetze erläßt und Akte vollzieht, die G e s e t z e  
d e s  d e u t s c h e n  S t a a t e s  sind (so auch M a n n ,  in 
Süddeutsche Juristenzeitung 1947 Nr. 9).

Ein solcher Gesetzgebungsakt ist der Befehl Nr. 124, 
der zur Erfüllung der sich aus der bedingungslosen 
Kapitulation Deutschlands und dem Potsdamer Ab­
kommen ergebenden grundlegenden Forderungen von 
dem Obersten Chef der Sowjetischen Militärverwaltung 
in Deutschland am 30. Oktober 1945 erlassen wurde. 
Dadurch wurde das in der von der Sowjetarmee be­
setzten Zone Deutschlands befindliche Vermögen aller 
verbotenen und aufgelösten Gesellschaften, Klubs und 
Vereinigungen sequestriert und als beschlagnahmt er­
klärt; damit sollte dieses Eigentum zugleich am ratio­
nellsten für die Bedürfnisse der deutschen Bevölkerung 
eingesetzt werden.

Der SMAD-Befehl Nr. 124 war somit eine Durchfüh­
rungsanordnung zum Potsdamer Abkommen für die 
sowjetische Besatzungszone, wie sie das Gesetz Nr. 52 
für die amerikanische und britische Zone sein sollte.

Da das Potsdamer Abkommen unter B — „Wirtschaft­
liche Grundsätze“ — Punkt 14 ausdrücklich festlegt, daß 
Deutschland während der Besatzungszeit als wirtschaft­
liche und politische Einheit zu behandeln ist, steht fest, 
daß die Anordnungen, die im Sinne und zur Durchfüh­
rung des Abkommens und seiner Zielsetzung der künf­
tigen politischen und ökonomischen Entwicklung 
Deutschlands von dem sowjetischen Zonenbefehlshaber 
getroffen wurden, im g e s a m t e n  Deutschland, auch 
in den anderen Zonen, zu respektieren waren. Sie 
waren und sind für alle Deutschen verbindliche Ge­
setze, wobei auch bedeutsam ist, daß nach den Ver­
fassungen der Länder der früheren Ostzone, wie auch 
nach Art. 5 Abs. 1 der Verfassung der Deutschen De­
mokratischen Republik, die allgemein anerkannten Re­
geln des Völkerrechts als die Staatsgewalt und jeden 
Bürger bindende Rechtsregeln anzusehen sind (vgl. 
OGSt Bd. 1 S. 10/11).

Der erkennende Senat schließt sich auch dieser Auf­
fassung in vollem Umfange an.

Mit Recht wird daher in der oben erwähnten Aus­
kunft des Hauptamts zum Schutze des Volkseigentums 
darauf hingewiesen, daß an der Rechtslage, wie 
sie sich aus den vorstehenden Darlegungen ergibt, da­
durch keine Änderung eintreten konnte und eingetre­
ten ist, daß die für die früheren Westzonen 
Deutschlands zuständigen Oberbefehlshaber der alliier­
ten Mächte und ihnen folgend die Bundesrepublik 
Deutschland ihren sich aus dem Potsdamer Abkommen 
ergebenden völkerrechtlichen Verpflichtungen nicht 
nachgekommen sind. Wenn also die danach gebotene 
Auflösung der von den Bestimmungen des Abkommens 
betroffenen Gesellschaften und Vereinigungen in diesem
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